
































 

 

Änderungsantrag 10 

 

der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung der Versorgung und der Vergütung für 

psychiatrische und psychosomatische Leistungen (PsychVVG) 

BT-Drs. 18/9528 

 

 

 

Zu Artikel 4 Nummer 0a – neu – (§ 4 Absatz 2b des Krankenhausentgeltgesetzes) 
 

(Gesetzliche Obergrenze für die 
Jahre 2017 und 2018 für die 
Vereinbarung eines erhöhten 
Fixkostendegressionsabschlags 
durch die Vertragsparteien auf 
Ortsebene) 

 

Vor Artikel 4 Nummer 1 wird folgende Nummer 0a eingefügt: 

 

,0a. Dem § 4 Absatz 2b wird folgender Satz angefügt: 

„Für die Jahre 2017 und 2018 ist der zu vereinbarende höhere Abschlag nach Satz 2 auf 

50 Prozent begrenzt.“‘ 

 

Begründung: 

Für die Verhandlungen der Vertragsparteien vor Ort wird für den erhöhten Abschlag, der nach 

Satz 2 für zusätzliche Leistungen mit höherer Fixkostendegression oder für Leistungen mit 

wirtschaftlich begründeter Fallzahlsteigerung zu verhandeln ist, für die Anfangsjahre 2017 und 2018 

eine gesetzliche Obergrenze in Höhe von 50 Prozent vorgegeben. Durch die gesetzliche Obergrenze 

können sehr unterschiedliche Vorstellungen der Vertragsparteien auf Ortsebene zur erhöhten 

Abschlagshöhe und eine Vielzahl von langwierigen Schiedsstellenverfahren verhindert werden. Für 

die Jahre ab dem Jahr 2019 gilt für den erhöhten Abschlag nach Satz 2 keine gesetzliche Obergrenze 

mehr. Dabei wird davon ausgegangen, dass die Vertragsparteien vor Ort dann die bisherige 

gesetzliche Obergrenze zur Orientierung für ihre Vereinbarungen nutzen. 

 

Die Regelung steht im Zusammenhang mit der gesetzlichen Festlegung der Höhe des 

Fixkostendegressionsabschlags für die Jahre 2017 und 2018 (siehe § 10 Absatz 13). 





















































 

 

Änderungsantrag 26 

 

der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung der Versorgung und der Vergütung für  

psychiatrische und psychosomatische Leistungen (PsychVVG) 

BT-Drs. 18/9528 

 

 

 

Zu Artikel 5 Nummer 15 (§ 295 Absatz 1b Satz 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch) 
 
 (Redaktionelle Folgeänderung zu 

der Änderung des § 101 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch) 

 

Artikel 5 Nummer 15 Buchstabe b wird wie folgt geändert: 

 

In § 295 Absatz 1b Satz 4 erster Halbsatz werden nach der Angabe „Satz 3“ die Wörter „und nach 

§ 101 Absatz 1 Satz 10“ gestrichen. 

 

Begründung: 

 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu der Änderung von Artikel 5 Nummer 3 des 

Gesetzentwurfs (Aufhebung der durch den Gesetzentwurf in § 101 Absatz 1 Satz 10 eingefügten 

Datenübermittlungspflicht). 












